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BEVÖLKERUNGSPOLITIK

Bevölkerungsrückgang 
und Wirtschaftsentwicklung
Hans Georg Graf, St. Gallen

In der Bundesrepublik ist seit einigen Jahren eine Abnahme der Geburtenhäufigkeit bei den deutschen 
Einwohnern zu beobachten, die zu einem Bevölkerungsrückgang führt. In welcher Größenordnung 
wird die deutsche Bevölkerung in den kommenden Jahrzehnten zurückgehen, und wie wird sich dieser 
Rückgang auf die wirtschaftliche Entwicklung auswirken?

Von kurzfristigen Überlegungen geprägt herrscht 
die Vorstellung vor, daß die Bevölkerung ein 

festes Datum von großer Konstanz im Rahmen 
gesellschaftlicher Fakten sei. Diese Annahme ist 
irrig, weil sich innerhalb der Bevölkerung ständig 
Verschiebungen ergeben und daraus gesamtwirt­
schaftlich relevante Verhaltensänderungen ent­
stehen. Darüber hinaus ist zu bedenken, daß jede 
Veränderung in der Bevölkerungsentwicklung 
deutliche Auswirkungen in der Zukunft nach sich 
zieht. Jede nicht auf die Lösung von Gegenwarts­
problemen ausgerichtete Entscheidung hat die 
Tendenzen der Bevölkerungsentwicklung zu be­
rücksichtigen.

Seit 1964 kann in den meisten europäischen Län­
dern eine Reduktion des natürlichen Bevölke­
rungswachstums beobachtet werden. In verschie­
denen Ländern, so in der Bundesrepublik 
Deutschland und auch in der Schweiz, wurde die 
Verlangsamung des natürlichen Bevölkerungs­
wachstums zunächst durch den starken Zustrom 
von Ausländern überdeckt'). Als 1974 der Wande­
rungsgewinn in ein Wanderungsdefizit umschlug, 
kam der seit 1972 beobachtete Gestorbenenüber- 
schuß zum Tragen, der im wesentlichen eine 
Folge des raschen Rückgangs der Geburtenziffer 
und nur zum Teil auf einen Anstieg der Sterbe­
ziffer zurückzuführen ist. Der weitaus größte Teil 
des Geburtenrückgangs ist auf eine „echte“ Ab­
nahme der Geburtenhäufigkeit, auf eine Verände­
rung des generativen Verhaltens und nicht auf

1) ln D eutschland entfielen fast 60 %  des gesam ten Bevölkerungs­
anstiegs seit 1950 auf W an d e ru n g sg e w in n e .
2) V g l. H . F l e i s c h e r ,  F.  P u t z :  Bevölkerungsentw icklung 
1961 bis 1970, in : W irtschaft und Statistik, Heft 8/72, S. 423.
3) H . S c h u b n e l l :  D er G e bu rten rück ga ng  in Deutschland, in: 
R. M a c k e n s e n ,  H.  W e w e r  (H rs g .) : D yn a m ik  der Bevölke ­
run g sb e w e g u n g, M ünchen 1973, S. 40 ff.
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St. Gallen und stellvertretender Leiter des 
St. Galler Zentrums für Zukunftsforschung.

die Altersstruktur zurückzuführen2). Schubnell3) 
und Rückert4) betonen, daß der Geburtenrück­
gang nicht auf eine Ursache zurückgeführt wer­
den kann:  Wir (haben) es mit einem sehr
vielschichtigen und komplizierten Geflecht von 
Ursache- und Wirkungszusammenhängen zu tun 
. . . ,  wobei die Wirkungsfaktoren . . .  ein sehr un­
terschiedliches —  und sich ständig änderndes — 
Gewicht besitzen. Damit wird die Unhaltbarkeit 
einer monokausalen Erklärung . . .  der Ursachen 
des Geburtenrückganges deutlich“ 5).

Vorausschätzungen der Bevölkerungsentwicklung 
in der Bundesrepublik Deutschland kommen zum 
Ergebnis, daß auch längerfristig mit einem wei­
teren Absinken der Wohnbevölkerung gerechnet 
werden muß, und zwar unter der Annahme eines 
auf niedrigem Niveau verharrenden generativen 
Verhaltens der Bevölkerung und bei bescheide­
nen Wanderungsbewegungen6). Auch wird mit 
einem relativ konstanten Bestand an Ausländem 
gerechnet. Bis zum Jahre 1990 würde nach diesen 
Berechnungen die deutsche Bevölkerung um rund
3,5 Mill. Personen abnehmen. Es soll hier der 
Frage nachgegangen werden, welche ökonomi­
schen Konsequenzen mit einem weiteren Bevöl­
kerungsrückgang verbunden sind.

Einfluß auf das Wirtschaftswachstum

Die Meinungen über die Bedeutung der demo­
graphischen Entwicklung im Rahmen des Wirt­
schaftswachstums sind geteilt. Zwar ist unbestrit­
ten, daß die wirtschaftliche Entwicklung eines 
Landes mit der Größe und Struktur der Bevölke­
rung eng zusammenhängt, aber über die Frage, 
wie der Kausalzusammenhang ist, herrscht Un­

G . R. R ü c k e r t :  A n a lyse n  und K om m entare  z u r  gegen w är­
tigen B evölkeru ngse ntw icklun g  und ihren absehbaren T re n d s  in
der B u n d e sre p u b lik  D eutschland, in : F . X . K a u f m a n n  (H rs g .): 
B e völk eru ng sb ew eg un g  zw isch e n  Q uantität und Qualität, Stutt­
gart 1975, S. 5 ff.
5) H . S c h u b n e l l ,  a.  a.  O. ,  S.  71.
6) Z uletzt C h . H ö h n ,  W.  L i n k e :  Voraussichtliche B evölke ­
rungsentw icklung  b is 1990, in : W irtschaft und Statistik, H . 6/1976,
S . 337 ff., und H . 12/1975, S . 793 ff. D ie  Erg eb nisse  d ieser V o raus­
schätzung w urd en  in d ie se r S tu d ie  verw endet.
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BEVÖLKERUNGSPOLITIK

einigkeit. So betont B ickel7): „Es wäre sicherlich 
verfehlt, den primären Motor der wirtschaftlichen 
Expansion, wie sie in Europa zu beobachten war, 
im Bevölkerungswachstum zu erblicken, da es ja 
anderswo, trotz steten Bevölkerungsdrucks, nicht 
zu einer solchen Entwicklung kam. . . .  Dennoch 
war das Bevölkerungswachstum wesentliche Vor­
aussetzung und unentbehrlicher Faktor der Ent­
wicklung.“

Es fällt also schwer, der demographischen Ent­
wicklung einen exakten Platz im Rahmen des 
Wirtschaftswachstums zuzuweisen. Alle wirtschaft­
liche Aktivität ist —  oder sollte sein —  darauf aus­
gerichtet,'die Wohlfahrt der Menschen zu verbes­
sern oder zu erhalten. Neben seiner Rolle als 
Konsument hat aber ein jeder seinen Teil zur 
Produktion beizutragen. Die wirtschaftliche Ent­
wicklung soll also einerseits zur Verwirklichung 
der Wohlfahrtsziele beitragen und wird anderer­
seits durch den möglichen Beitrag der Bevölke­
rung in ihrer Entwicklung beeinflußt. Stärke und 
Richtung der Einflüsse auf die Wirtschaft sind da­
mit von der Größe, der Alters- und Geschlechts­
struktur, der räumlichen Gliederung sowie vom 
Stand der Bildung und Ausbildung und der Lei­
stungsmotivation der Bevölkerung abhängig.

Auf der anderen Seite wird darauf hingewiesen, 
daß auch vom wirtschaftlichen Entwicklungsstand 
Einflüsse auf die demographische Entwicklung 
ausgehen. Zweifellos sind die modernen Massen­
wanderungen im internationalen System in erster 
Linie durch das Entwicklungsgefälle, das zwischen 
den einzelnen Gliedern dieses Systems besteht, 
entstanden8). Bei der natürlichen Bevölkerungs­
bewegung wird auf die Theorie des demographi­
schen Übergangs hingewiesen, die sich im euro­
päischen Raum empirisch belegen läßt9). Den­
noch wird die natürliche Bevölkerungsbewegung 
und insbesondere die Geburtenentwicklung von 
einer Vielzahl von Faktoren bestimmt; eine mono­
kausale Begründung ist nicht zulässig.

Effekte einer Bevölkerungszunahme

Der Einfluß der Bevölkerungsentwicklung auf die 
Wirtschaftstätigkeit ist in zweierlei Hinsicht zu 
durchleuchten. Einerseits wird die Nachfrage 
durch die Entwicklung der Bevölkerung sowie 
durch Änderungen ihrer Struktur wesentlich be­
einflußt. Wenn die Bevölkerung wächst, so wach­
sen naturgemäß auch die Bedürfnisse nach Nah­
rung, Bekleidung, Wohnung sowie nach anderen 
Konsumgütern und Dienstleistungen; zugleich 
wachsen die Ansprüche an die staatlichen Infra­
strukturleistungen auf dem Gebiet des Schul- und 
Erziehungswesens, des Gesundheits- und Sani­
tätswesens, der Energie- und Verkehrswirtschaft,

7) W . B i c k e l :  B evÖ lk e run gs - und W irtschaftsw achstum , in: D ie 
Sch w e iz in e in er W elt d e r En tw ick lun g, B ern 1962.

der sozialen Fürsorge, des Rechtsschutzes, der 
Verwaltung usw. Dadurch werden auch die Inve­
stitionen angeregt, so daß die volkswirtschaftliche 
Gesamtwirkung der demographisch bedingten 
Nachfrageausweitung im privaten und staatlichen 
Sektor in der Regel beträchtlich größer als die 
Initialzündung ausfällt, die sie verursachte. Man 
spricht in diesem Zusammenhang von „multiplika­
tiven“ und „akzelerativen“ Wirkungen des Bevöl­
kerungswachstums auf die wirtschaftliche Ent­
wicklung. Ebenso ist auf die Auswirkungen der 
Bevölkerungsstruktur hinzuweisen. Beschränken 
wir uns auf die Altersgliederung, so ist deutlich, 
daß das Konsumverhalten von Altersgruppe zu 
Altersgruppe verschieden ist.

Ist eine Bevölkerungszunahme in erster Linie auf 
eine Erhöhung der Geburtenhäufigkeit oder auf 
einen Sterblichkeitsrückgang der Bevölkerung zu­
rückzuführen, so sind —  namentlich im letzten Fall 
—  die unmittelbaren Expansivwirkungen auf die 
Wirtschaft relativ bescheiden. Diese beiden Fälle 
unterscheiden sich allerdings insofern, als wach­
sende Geburtenziffern wohl eine relativ beschei­
dene unmittelbare Expansivwirkung ausüben, 
mittel- und langfristig dagegen —  wenn die zah­
lenmäßig stärkeren Jahrgänge in das schul- und 
später in das erwerbs- und heiratsfähige Alter 
eintreten —  einen wachsenden Impuls auf die 
Wirtschaft ausstrahlen. Das ist bei einem fort­
schreitenden Sterblichkeitsrückgang nicht der 
Fall, da dieser nur geringfügige Sekundärwirkun­
gen zu erzeugen imstande ist.

Die stärksten unmittelbaren Expansivwirkungen 
auf die Nachfrage und damit für wirtschaftliches 
Wachstum ergeben sich durch einen Einwande­
rungsüberschuß, insbesondere wenn es sich bei 
den Zuwanderern um Erwerbstätige mit ihren Fa­
milien handelt.

Nicht-demographische Faktoren

Auf der Angebotsseite bestimmt das Arbeits­
kräftepotential im Zusammenwirken mit der Lei­
stung der Beschäftigten die Expansionsmöglich­
keiten einer Volkswirtschaft. Wenn auch durch 
den technischen Fortschritt und den vermehrten 
Kapitaleinsatz menschliche Arbeitskraft einge­
spart werden kann, so bleibt doch das wirtschaft­
liche Wachstum letzten Endes an das verfügbare 
Arbeitskräftepotential und seine Zunahme ge­
bunden. Eine geringe Zunahme der Arbeitskräfte 
macht die Produktion weniger anpassungsfähig. 
Ein kleineres Wachstum des Produktionsvolumens 
beschränkt zudem die Zunahme des Grades der

8) V g l. H .-J .  H o f f m a n n - N o w o t n y :  M ig ration , Stuttgart 
1970.
9) V g l. H. S  c  h u b n e 11 : Ist d ie  E rd e  üb e rb e vö lke rt? , in : Schw eiz. 
Zeitschrift für Volksw irtschaft und Statistik, 111. J g .  (1975), H. 4, 
S. 414. S ieh e  auch R. M a c k e n s e n :  Entw ick lung  und Situa­
tion d e r E rd b e vö lk e ru n g, in: R. M a c k e n s e n ,  H.  W e r n e r  
(H rs g .): D ynam ik der B evölkeru ngse ntw icklun g, a. a. O ., S . 32.
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Arbeitsteilung sowie der Mechanisierung und 
Spezialisierung der Produktion, wodurch die Stei­
gerung der Arbeitsproduktivität kleiner ausfällt.

Die Entwicklung der Zahl der Erwerbsfähigen ist 
augenfällig von Stand und Entwicklung der Bevöl­
kerung abhängig. Zwar üben auch mehrere nicht­
demographische Faktoren auf die Erwerbsquote 
einen Einfluß aus10), doch zeigen verschiedene 
Untersuchungen ” ), daß das bisherige Wachstum 
des Arbeitskräftepotentials überwiegend durch 
die Veränderungen der Altersstruktur bestimmt 
wurde. Niedrige Geburtenzahlen reduzieren auf 
längere Sicht die Zahl der Erwerbsfähigen und 
beschneiden somit die Wachstumsmöglichkeiten 
einer Volkswirtschaft.

Allerdings ist zu betonen, daß die vom Bevölke­
rungswachstum ausgehenden Impulse je nach der 
Beschaffenheit und der Einwirkungsstärke der an-
JO) V g l. H . G . G r a f :  Zusa m m e nh ä nge  und W echselw irkungen 
zw ischen B e v ö lk e ru n g s - und W irtschaftswachstum , in : F. X. 
K a u f m a n n  (H rs g .): B evölkeru ngsb ew egun g zwischen Q u a n ti­
tät und Q ualität, a. a. O ., S . 39.
]1) V g l. T .  B o l l e :  B evölkerung  und Arbeitskräftepotential der 
Euro pä isch e n  W irtschaftsgem einschaft 1960-1975, B erlin  1965; 
d e r s. : B evölkeru ng  und Arbeitskräftepotential in den Ländern 
d e r E F T A  1965-1980, B erlin  1968.

deren Bestimmungsfaktoren des wirtschaftlichen 
Wachstums potenziert oder —  umgekehrt —  abge­
schwächt, ja unter Umständen sogar völlig neu­
tralisiert werden können. Derartige „unorthodoxe“ 
Fälle finden wir einerseits in Japan mit relativ 
niedrigem demographischen, aber hohem wirt­
schaftlichen Wachstum, und andererseits in einer 
Mehrzahl von Entwicklungsländern mit niedriger 
wirtschaftlicher Wachstumsrate, aber rasch stei­
genden Bevölkerungszahlen.

Modellmäßige Betrachtung

Die Frage nach den mittel- bis langfristigen Aus­
wirkungen des generativen Verhaltens, wie es 
gegenwärtig in der Bundesrepublik Deutschland 
beobachtet werden kann, soll im folgenden an­
hand einer Modellrechnung skizziert werden 12).

'2) W ir m öchten betonen, daß es sich bei d ie se r M odellrechnung 
nicht um  eine P rognose handelt, der unsererseits eine gew isse 
Eintretensw ahrscheinlichkeit zugem essen w ird . Insbesondere  kann 
d ie  G eburtenentw icklung  für den zu g ru n d e  gelegten langen B eo b ­
achtungszeitraum  nicht sinnvoll vorhergesagt w erd en . D ie  quanti­
tativen Ergeb nisse  hätten n ur dann G ü ltigke it, w enn die  zu ­
g run de  gelegten  A n na h m en  eintreffen. V g l. auch C h . H ö h n ,  
W.  L i n k e :  V oraussichtliche  Bevölkerungsentw icklung  bis 1990, 
W irtschaft und Statistik, Heft 12/1975, S. 793 (V o rbe m e rk un g).

Tabelle 1
Modellmäßige Berechnung der Entwicklung der deutschen Bevölkerung 1970—2050 
Modell A: Geburtenentwicklung gemäß Annahmen des Statistischen Bundesamtes *)

1970 1990 2010 2030 2050

1000 | % 1000 % 1000 °/o 1000 % 1000 %

0 -1 9 17 447,3 30,0 11 407,3 20,8 12 648,2 24,3 8 280,2 18,6 9 184,8 23,9

2 0 -5 9 29 165,1 50,1 31 859,6 58,1 27 460,3 52,7 23 071,2 51,8 19 923,9 51,8

60 und m ehr 11 599,6 19,9 11 528,6 21,1 12 024,5 23,0 13 152,4 29,6 9 371,0 24,3

Gesam t 58 212,0 100,0 54 795,5 100,0 52 133,0 100,0 44 503,8 100,0 38 479,7 100,0

E rw erbstätige 24 777,3 42,6 26 932,0 49,2 24 151,7 46,3 20 561,3 46,2 17 600,7 45,7

N icht Aktive 33 434,7 57,4 27 863,5 50,8 27 981,3 53,7 23 942,5 53,8 20 879,0 54,3

B elastungsquo ten: 
0— 19jährige i)

60 u. m .jä h rig e  i) 
Nicht A k tive  2)

598 
398 

1 349

358 
362 

1 035

461 
438 

1 159

359 
570 

1 164

461 
470 

1 186

*) V oraussichtliche  B evölkeru ngse ntw icklun g  bis 1990; W irtschaft und Statistik, H . 12/1975.
!)  B e zo g e n  auf d ie  B evölkerung  im A lte r von  20-59 Ja h re n  (in  °/oo). 2) B ezog e n  auf 1000 Erw erbstätige.

Tabelle 2
Modellmäßige Berechnung der Entwicklung der deutschen Bevölkerung 1970—2050 

Modell B: Geburtenentwicklung nach 1990 etwa auf dem Niveau von 1970
1970 1990 2010 2030 2050

1000 % 1000 % 1000 % 1000 °/o 1000 °/o

0 -1 9 17 447,3 30,0 11 407,3 20,8 16 412,7 29,4 10 744,3 21,2 15 465,1 30,5
2 0 -5 9 29 165,1 50,1 31 859,6 58,1 27 460,3 49,1 26 778,8 52,8 25 853,6 51,0
60 und m ehr 11 599,6 19,9 11 528,6 21,1 12 024,5 21,5 13 152,4 26,0 9 371,0 18,5

G esam t 58 212,0 100,0 54 795,5 100,0 55 897,5 100,0 50 675,5 100,0 50 689,7 100,0

E rw erbstätige 24 777,3 42,6 26 932,0 49,2 24 590,0 44,0 23 514,7 46,4 22 673,6 44,7

Nicht Aktive 33 434,7 57,4 27 863,5 50,8 31 307,5 56,0 27 160,8 53,6 28 016,1 55,3

B elastungsquo ten: 
0— 19jährige i)

60 u. m .jä h rig e  *) 
Nicht A ktive  2)

598 
398 

1 349

358 
362 

1 035

598 
438 

1 273

401 
491 

1 155

598 
363 

1 236

i ) B ezog e n  auf d ie  B evölkeru ng  im A lte r von 2 0 -5 9  Jahren  (in  % o ) .  2) B ezog e n  auf 1000 Erw erbstätige. 
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Ausgangspunkte sind die Altersstrukturen der 
deutschen Bevölkerung13), gegliedert in fünf 
Altersgruppen von jeweils 20 Jahren, in den Jah­
ren 1970 und 1990 u). Die Berechnung der Bevöl­
kerungsentwicklung erfolgt in jeweils 20jährigem 
Intervall, indem jede Altersgruppe in Funktion der 
Überlebenswahrscheinlichkeit um 20 Jahre fort- 
geschrieben wird sowie aufgrund der weiblichen 
Bevölkerung im gebärfähigen Alter die Geburten 
ermittelt werden. Damit kann die Besetzung der 
fünf Altersgruppen sowie die Zahl der Erwerbs­
tätigen geschlechterspezifisch ermittelt werden.

Für diese Modellrechnung sind drei Annahmen 
über die Entwicklung der Geburten, der Sterblich­
keit und der Erwerbstätigkeit zu treffen; von Wan­
derungen wird im Modell abstrahiert.

Bei der Geburtenhäufigkeit wurde die Zahl der 
geborenen Deutschen im Jahre 1975 zum Bestand 
an Frauen der Altersgruppe 20-39 Jahre in Be­
ziehung gesetzt15). Die resultierende Geburten­
ziffer von 75 %o 16) wurde Im Modell A für die ge­
samte Betrachtungsperiode (bis ins Jahr 2050) 
konstant belassen. Wie die Vergangenheit zeigt, 
kann die Geburtenhäufigkeit relativ raschen Ver­
änderungen unterliegen. Wir haben deshalb im 
Modell B nach 1990 angenommen, daß die —  wie 
oben definierte —  Geburtenziffer Wieder auf 
95 %o ,7) ansteigt. Die Gesamtzahl der Geburten 
im 20jährigen Zeitraum und damit die Klasse der 
0— 19jährigen im Zeitpunkt t+20 ergibt sich durch 
Multiplikation der so ermittelten Zahl der Gebur­
ten mit 20. Die Aufteilung auf Knaben und Mäd­
chen erfolgte mit dem Faktor 0,511 18).

Die Sterblichkeit wurde aus einem Vergleich der 
Altersstrukturen der deutschen Bevölkerung in 
den Jahren 1970 und 1990 abgeleitet und für die 
gesamte weitere Periode konstant belassen. Da­
mit wird eine leichte Zunahme der Überlebens­
wahrscheinlichkeit bis 1990 berücksichtigt. Die zu­
grunde gelegten Überlebensquoten sind:

Männer Frauen
von 0-19 nach 20-39 0,98 0,99
von 20-39 nach 40-59 0,93 0,96
von 40-59 nach 60-79 0,63 0,78
von 60-79 nach 80-99 0,11 0,21
von 80-99 nach 100 und mehr 0,0 0,0

Die Zahl der Erwerbstätigen wurde aufgrund der 
Verhältnisse im Jahre 1970 nach Altersgruppen 
ermittelt. Bisher erkennbare Verschiebungen der

13) D en B erechnungen haben w ir  n ur den deutschen B evölke ­
rungsteil z u g ru n d e  gelegt, da erstens m it nur bescheidenen V e r­
ä nderungen des Auslä nd erb e stan de s gerechnet w erden kann, 
zw eitens d e r A ltersaufbau d e r a usländischen B evölkeru ng  atypisch 
ist und w eil drittens bei d iesem  Vo rge h en  e ines d e r w esentlichen 
Unsicherheitsm om ente  e in er B evölkerungsschätzung, näm lich das 
W an d eru ngse lem en t, b edeutungslos w ird .

altersgruppenspezifischen Erwerbsquoten wurden 
In der Zukunft fortgesetzt, um einerseits der Ver­
längerung der Ausbildungsdauer Jugendlicher 
und andererseits der politischen Forderung zur 
Herabsetzung des Pensionierungsalters Rechnung 
zu tragen. Folgende Erwerbsquoten liegen der 
Berechnung zugrunde:

1970 1990 2010 i 2030 2050

M w M w M w ■ M w M w

0 -1 9 12,2 11,9 12,0 11,7 11,8 11,6 11,6 11,4 11,5 11,3
2 0 -3 9 93,7 51,0 93,3 50,7 93,0 50,5 92,8 50,5 92,7 50,5
4 0 -5 9 94,9 53,3 95,1 53,4 95,3 53,5 95,4 53,5 95,5 53,5
6 0 -7 9 36,9 10,4 36,2 10,2 35,6 10,1 35,2 10,0 35,0 10,0

Ergebnisse der Berechnungen

Die Ergebnisse der Berechnungen, die bis ins 
Jahr 2050 reichen, sind in den Tabellen und Ab­
bildungen 1 und 2 für die Modelle A und B dar­
gestellt. Für das Jahr 1990 wird in beiden An­
sätzen die Vorhersage des Statistischen Bundes­
amtes 19) eingesetzt; die Berechnungen werden 
also praktisch auf dieser Basis fortgeführt.

G  In Modell A ist durchgehend eine Geburten­
häufigkeit eingesetzt, wie sie etwa im Jahr 1975 
in Deutschland beobachtet wurde und den Vor­
ausschätzungen des Statistischen Bundesamtes bis 
1990 zugrunde liegt. Unter dem Einfluß dieses 
niedrigen Reproduktionsniveaus sinkt die Bevöl­
kerung zunächst langsam, nach 2010 aber sehr 
deutlich; im Jahre 2050 würde sie bei den getrof­
fenen Annahmen um ziemlich genau V3 unter dem 
Bevölkerungsstand von 1970 liegen. Während die 
Erwerbsquote insbesondere aufgrund der Ent­
wicklung der Altersstruktur bis ins Jahr 1990 
deutlich ansteigt, sinkt sie ln der Folge nur lang­
sam wieder ab. Ebenso markant wie der Bevöl­
kerungsrückgang fällt nach 1990 die Reduktion 
der Zahl der Erwerbstätigen aus. Die Belastungs­
ziffern schwanken unter dem Einfluß der getroffe­
nen Annahmen, insgesamt ergibt sich nach 1990 
wieder ein leichter Anstieg, der allerdings das 
Niveau von 1970 nicht erreichen würde.

n )  Fü r 1970 E rg e b n iss e  d e r V o lk szä h lun g  vom  27. 5. 1970. Fü r 1990
C h . H ö h n ,  W.  L i n k e :  V oraussichtliche  B evölkerungsentw ick­
lung bis 1990, in: W irtschaft und Statistik, Heft 12/1975, S. 793 ff. 
und 753*.

15) B eid e  A n ga b e n  entnom m en aus d e r Bevölkerungsschätzung 
des Statistischen B undesam tes, in : W irtschaft und Statistik, 
Heft 12/1975.

H ) Entspricht ungefähr e in e r N ettoreproduktionsziffer von 0,7; 
bei e inem  W ert von 1 w ü rd e  eine w eib lich e  G ene ration  (bei kon­
stanter G e burtenhäufigkeit und S terb lichkeit im B eobachtungs­
zeitrau m ) durch M ädchengeburten  ersetzt.

17) Entspricht etwa e in er Nettoreproduktionsziffer von  0,9 und 
dam it e in er w eiteren  n ie drig en  Geburtenhäufigkeit, d ie  langfristig 
für d ie  Bestandserhaltung nicht ausreicht.

18) Das G eschlechterverhältn is bei d er G e b u rt beträgt im la n g ­
fristigen M ittel 5 1 ,3 %  K naben zu  4 8 ,7 %  M ädchen. Das h ier v e r­
w endete  etw as n ie drig ere  V erhältn is  trägt d e r höheren S ä u g lin g s ­
sterblichkeit bei K n ab en  R echnung.

19) V g l. C h . H ö h n ,  W.  L i n k e :  V oraussichtliche  B evölk eru ng s­
entw icklung bis 1990, in : W irtschaft und Statistik, Heft 12/1975, 
S . 793 ff.
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□  Das Modell B geht davon aus, daß die Gebur- 2050 würde der Bevölkerungsstand rund 50 Mill.
tenhäufigkeit nach 1990 wieder auf ein Niveau betragen. Die Zahl der Erwerbstätigen würde zu
ansteigt, wie es etwa im Jahre 1970 beobachtet diesem Zeitpunkt um etwa 2 Mill. kleiner sein als
wurde. Bei dieser Annahme würde der Bevölke- im Jahre 1970. Die Belastungsquoten liegen wie-
rungsrückgang bescheidener ausfallen; im Jahre der über denjenigen des Jahres 1990, das durch

A bbildung 1

M odellm ässige Berechnung d e r E n tw ick lun g  der deutschen Bevölkerung 1970 -  2050 

Modell A : G eburtenentw icklung  gemäss Annahmen des S ta t is t is c h e n  Bundesamts

1970 2010 M 2050 f

M io. 1----------'---------- '----------  ' 1----------   1---------- '-------- ' '----------'----------1 '----------1 ' 1 ' '  1 1
10 5 0 5 10 10 5 0 5 10 10 5 0 5 10 10 5 0 5 10 10 5 0 5 10

Deutsche
Bevölkerung 58212,0
( 1000)

M = Männer 
F = Frauen

54795,5 52133,0 44503,8 38479,7

Abbildung 2
M odellm ässige Berechnung d e r En tw ick lun g  der deutschen B evölkerung 1970 -  2050 

Modell B : G e bu rten en tw ick lun g  nach 1990 etwa a u f dem Niveau von 1970

M io.

Deutsche 
Bevölkerung 
( 1000 )

M = Männer 
F = Frauen

58212,0 54795,5 55897,5 50675,5 50689,7

10 5 0 5 10 10 5 0 5 10 10 5 0 5 10 10 5 0 5 10 10 5 0 5 10
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den Altersaufbau begünstigt nur bescheidene Be­
lastungsziffern aufweist.

Die Berechnungen bringen auch zum Ausdruck, 
daß gleichförmiges reproduktives Verhalten der 
Bevölkerung keine Stabilität der Altersstruktur 
herbeiführt, da sich der Einfluß ungleichmäßig 
besetzter Altersklassen im Ausgangsjahr weiter­
hin bemerkbar macht.

Entwicklung bis 1990

Wie die Bevölkerungsvorausschätzung des Stati­
stischen Bundesamtes und unsere Berechnungen 
ergeben, kann bis zum Jahre 1990 trotz sinken­
der Bevölkerungszahlen mit einer Zunahme der 
deutschen Erwerbstätigen gerechnet werden. Da­
mit sinken auch die Belastungsquoten der Bevöl­
kerung im erwerbsfähigen Alter gegenüber den 
Verhältnissen im Jahre 1970. Einerseits rücken 
bis zum Jahre 1990 relativ starke Geburtenjahr­
gänge ins erwerbsfähige Alter nach, andererseits 
ist die Zahl der Jugendlichen wegen des Rück­
gangs der Geburtenhäufigkeit relativ klein, so daß 
insbesondere die Belastung durch die Jugend­
lichen abnimmt.

Von der Angebotsseite gesehen werden die 
Wachstumschancen der deutschen Volkswirtschaft 
wegen der gegenüber dem Zeitraum 1960 bis 1975 
rascheren Zunahme der Erwerbsbevölkerung20) 
eher größer als bisher sein. Dies gilt unter der 
Voraussetzung, daß es gelingt, die bisherigen, 
im internationalen Vergleich hohen Zuwachsraten 
der Arbeitsproduktivität aufrechtzuerhalten21).

Für die relativ starken Geburtenjahrgänge, die bis 
ins Jahr 1990 ins Erwerbsalter eingetreten sind, 
fallen bis zu diesem Zeitpunkt hohe Investitionen 
im Bildungssystem, bei der Schaffung von Arbeits­
plätzen und auch im Wohnbaubereich an, die von 
der Nachfrageseite her das Wirtschaftswachstum 
stützen. Die Angebotsmöglichkeiten dürften aber 
sukzessive rascher als die inländische Nachfrage 
zunehmen, da die Impulse aus der privaten Nach­
frage nach Konsumgütern und Dienstleistungen 
und dadurch induziert auch im Investitionsbereich 
wegen des Bevölkerungsrückgangs kleiner wer­
den; dies gilt trotz der Tendenz, daß die Quali­
tätsansprüche, die einen höheren Produktions­
mitteleinsatz erfordern, zunehmen.

Um die Angebotsmöglichkeiten zu nutzen, müs­
sen noch stärker als bisher die Marktchancen im 
Ausland gesucht werden. Es kann davon ausge­
gangen werden, daß die weltweite Nachfrage

2°) W en n  w ir unterstellen, daß die  Zahl der a usländischen E r­
w erbstätigen annähernd  konstant ble ibt, w ürd e  sich d ie  Zah l der 
Beschäftigten in der B u n d e sre p u b lik  Deutschland —  bei den ge ­
troffenen An na h m en  —  bis 1990 um knapp 6 %  erhöhen, w ährend 
sie in den Ja h re n  1960 bis 1973 trotz eines starken Zustrom s aus­
ländischer Arbeitskräfte  unter dem  Einfluß des R ückgangs der 
Zahl e inheim ischer Beschäftigter praktisch stagnierte.

weiterhin stark steigende Tendenz hat. Dies gilt 
insbesondere, wenn man bedenkt, daß sich mehr 
als zwei Drittel der Menschheit —  wegen der ho­
hen demographischen Zuwachsraten in den Ent­
wicklungsländern —  gezwungen sehen, aus der 
bisherigen Phase der traditionellen und stationä­
ren Wirtschaft herauszutreten und ein Wirtschafts­
wachstum anzustreben, das ihnen hilft, die Ge­
fahr sich immer katastrophaler auswirkender Ver­
sorgungskrisen abzuwenden. Um soziale Krisen 
auf weltweiter Ebene zu umgehen, müssen die 
Industrienationen sich darum bemühen, der Nach­
frage der „Dritten Welt“ zu entsprechen. Dies er­
fordert allerdings eine entsprechende Anpassung 
an die strukturell andersartige und sich laufend 
verändernde Auslandsnachfrage.

Erhöhung der Krisenanfälligkeit

Eine derartige Entwicklung ist allerdings nicht 
problemlos. An dieser Stelle sei nur auf die Fra­
gen der Handelsbilanz und die Rückwirkungen 
auf den Wechselkurs der D-Mark hingewiesen. 
Eine zunehmende Abhängigkeit von Auslands­
märkten erhöht zudem die konjunkturelle Reagi- 
biiität, die Krisenanfälligkeit der deutschen Volks­
wirtschaft, zumal ein tendenzieller Angebotsüber­
hang in der Regel Depressionen zu verstärken 
neigt. Die damit einhergehende Arbeitslosigkeit 
trägt die Gefahr zur Verstärkung sozialer Span­
nungen innerhalb der Erwerbsbevölkerung in sich. 
Ältere Erwerbstätige sind auf dem Arbeitsmarkt 
benachteiligt, da die Zahl der Arbeitsplätze, die 
ihrem Alter angemessen ist, beschränkt ist.

Ältere Arbeitskräfte treten also nicht nur unterein­
ander, sondern auch mit den jüngeren um jene 
Arbeitsplätze in Konkurrenz, auf denen sie den 
jüngeren zwar gleichwertig, nicht aber überlegen 
sind. Die Benachteiligung der älteren Beschäftig­
ten kommt darin zum Ausdruck, daß sie leicht in 
die sozial wenig angesehenen Wirtschaftstätigkei­
ten abgedrängt werden22). Verstärkt wird dieser 
Prozeß durch Strukturwandlungen der Wirtschaft, 
die einerseits als Folge der nur beschränkt 
expandierenden Inlandsmärkte und andererseits 
der stärkeren Ausrichtung auf Auslandsmärkte 
unumgänglich sind. Die zur Wahrung der interna­
tionalen Konkurrenzfähigkeit notwendigen Ände­
rungen der Produktionsstruktur erfordern nicht 
nur große Anstrengungen im Bereich der For­
schungsförderung, sondern stellen auch hohe An­
sprüche an die Flexibilität der Erwerbsbevölke­
rung.

21) 1960 bis 1973 durchschnittlich 4 ,5 %  pro J a h r  (zum  V e rgle ich : 
U S A  1 ,7 % ,  G ro ß b ritan nien  2 ,3 % , B elg ien  3 % ,  Schw eden 3 ,3 % , 
Sch w e iz 2 ,7 % ) ;  Vorausschätzungen gehen d avon aus, daß eine 
w eitere Ste igerun g  der A rbeitsproduktivität in d ieser G rö ß e n o rd ­
nung aufrechterhalten w erden kann.

22) V g l. F. X . K a u f m a n n :  D ie  Ü b e ralte run g, Z ürich , S t. G allen  
1960, S. 259 ff.
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Wie die über das Jahr 1990 hinausreichenden 
Modellrechnungen zeigen, ist nach diesem Zeit­
punkt mit einem abermaligen Tendenzwechsel zu 
rechnen. Während in Modell B —  bei wieder stei­
genden Geburtenziffern —  ein Tendenzumschlag 
jeweils im Generationenrhythmus erfolgt, ergibt 
sich bei Modell A eine zunehmende Überalterung 
und steigende Belastung durch die ältere Bevöl­
kerung bis ins Jahr 2030, wenn die Geburtenhäu­
figkeit auf einem niedrigen Niveau verharrt.

Die wirtschaftlichen Konsequenzen dieser demo­
graphischen Tendenz ergeben sich zum Teil im 
Umkehrschluß aus den obigen Ausführungen. Die 
wirtschaftlichen Wachstumschancen werden einer­
seits wegen der abnehmenden Zahl an Erwerbs­
tätigen kleiner. Andererseits sind Produktivitäts­
steigerungen schwieriger zu erreichen, da ein zu­
nehmender Anteil der Investitionen für Spitäler, 
die Altersvorsorge und die soziale Sicherung auf­
zuwenden ist, deren wirtschaftlich meßbare Pro­
duktivität eher gering einzuschätzen ist. Schließ­
lich zieht die Überalterung der aktiven Bevölke­
rung eine Verminderung ihrer volkswirtschaftli­
chen Produktivität nach sich.

Im Hinblick auf die Nachfrageseite ist davon aus­
zugehen, daß dort gleichzeitig keine entspre­
chende Reduktion zu beobachten sein wird. Die 
Ausrichtung der Produktion auf Auslandsmärkte 
kann kurz- und mittelfristig nicht abgebaut wer­
den. Hinzu kommen die erwähnten Investitionen 
für die überproportional steigende ältere Bevöl­
kerung sowie die bei einer Überalterung der Be­
völkerung allgemein zu beobachtenden Verände­
rungen der Nachfragestruktur23).

Soziale Probleme

Die Modellberechnungen zeigen nach 1990, daß 
sich während einer ziemlich langen Periode eine 
relative Zunahme der inaktiven Bevölkerungsteile 
ergibt. Die Belastung der Erwerbstätigen wird am 
stärksten, wenn sich die Geburtenzahl stabilisiert 
oder wieder erhöht. Während dieser Übergangs­
phase steht —  durch frühere Pensionierung und

23) „D as d em o gra ph isch e  A ltern  f ö r d e r t . . .  d ie  Abnahme des P ri­
m ärsektors und d ie  Z un ah m e  des Te rtiä rse k to rs . . .“ (F . X. 
K a u f m a n n :  Die Ü b e ralte run g, a. a. O ., S . 339).

längere Ausbildungsdauer verstärkt —  eine relativ 
kleine Gruppe während einer kürzeren Zeit voll 
im Erwerbsleben. In dieser Situation wird die 
Sparkapitalbildung bescheidener ausfallen. Zu­
nehmende Einkommensteile müssen zur Deckung 
der Renten sowie der Aus- und Weiterbildungs­
kosten verwendet werden. Zur Arbeitskräfte­
knappheit kann also —  auf dem Inlandsmarkt —  
ein Kapitalengpaß kommen, der Rationalisie­
rungsinvestitionen erschwert.

Auf dem Arbeitskräftemarkt kann sich bei dieser 
Entwicklung eine paradoxe Situation ergeben: auf 
der einen Seite eine Verstärkung des Konkurrenz­
kampfes um Arbeitskräfte, wobei die Löhne natur­
gemäß die Tendenz haben, über das Maß der 
Produktivitätssteigerung hinauswachsen, und 
damit auch inflatorische Tendenzen auslösen kön­
nen. Auf der anderen Seite zeichnet sich ab, daß 
der wegen der Nachfrageverschiebungen zu er­
wartende Strukturwandel, der durch den techni­
schen Fortschritt und die internationale Arbeits­
teilung verstärkt wird, zu Freisetzungsprozessen 
führt. Die Anforderungen an die Anpassungs­
fähigkeit und -Willigkeit der Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber werden dadurch zunehmen. Die Über­
alterung der aktiven Bevölkerung vermindert aber 
tendenziell deren Anpassungsfähigkeit. Aufgrund 
dieser Konstellation kann es trotz der Arbeits­
kräfteknappheit zu einer Friktionsarbeitslosigkeit 
kommen, die vor allem bei den älteren Arbeit­
nehmern zu schwerwiegenden sozialen Proble­
men führen kann.

Die insbesondere bei der Modellrechnung A zu 
beobachtende Überalterung der Bevölkerung be­
günstigt schließlich die soziale Erstarrung inner­
halb der industriellen Gesellschaft. Im Falle einer 
Bevölkerungsstagnation und mehr noch im Falle 
einer Bevölkerungsschrumpfung kommt es zu
einer Überalterung der Eliten, w o m it sich die
kollektive Mentalität mit der individuellen Dispo­
sition der in diesem Fall noch häufigeren älte­
ren Bevölkerungsglieder verbindet und zu einem 
Maß an Erstarrung führt, das für den Bestand 
eines Sozialkörpers ernsthaft gefährlich werden 
kann“ 24).

2<) F. X. K a u f m a n n :  Die Ü b e ralte run g, a. a. O ., S . 499.

KONJUN KT UR 
VON M O R G E N

D e r  v ie r z e h n tä g l ic h  e rs c h e in e n d e  K u r z b e r ic h t  d e s  H W W A  -  In s t i tu t  f ü r  W ir t s c h a f t s ­
fo r s c h u n g  -  H a m b u rg  üb er d ie  B in n e n -  u n d  W e ltk o n ju n k tu r  u n d  d ie  R o h s to f fm ä r k te
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